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Drucksache VI/2106 


Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft 

0104-6-3/71 


Bonn, den 21. April 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Personalsituation in den Studentenwerken 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Schnei 
der (Nürnberg), Biehle, Geisenhofer und Genossen 
- Drucksache VI/2061 - 


Wie gedenkt die Bundesregierung bis zum Inkrafttreten des Bun- 
desausbildungsförderungsgesetzes zu gewährleisten, daß nicht durch 
eine rapide Verschlechterung der Personalsituation in den Studen- 
tenwerken eine ordnungsgemäße Durchführung der derzeitigen 
Studentenförderung nach dem Honnefer und Rhöndorfer Modell 
gefährdet wird? 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt: 

Um die ordnungsgemäße Durchführung der Studienförderung 
nach dem Honnefer Modell bis zum Inkrafttreten des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes zu gewährleisten, hat die Bun- 
desregierung in § 61 des Entwurfs dieses Gesetzes die Bestim- 
mung vorgesehen, daß Bedienstete des Deutschen Studenten- 
werks e. V. in Bonn, die mit Aufgaben der Studienförderung 
nach dem Honnefer Modell betraut sind, zum 1. Januar 1972 
vom Bundesverwaltungsamt in der Vergütungsgruppe zu über- 
nehmen sind, in der sie sich zu diesem Zeitpunkt für diese 
Tätigkeit befinden. 

Die Bundesregierung hat verfassungsrechtlich keine Möglich- 
keit, eine ähnliche Übernahmegarantie zugunsten des Personals 
der örtlichen Studentenwerke an den Hochschulen und der Per- 
sonen, die mit der Durchführung des Rhöndorfer Modells be- 
traut sind, auszusprechen. Sie hat sich deshalb mit Schreiben 
vom 17. Februar 1971 an die Länder sowie an die Präsidenten 
des Deutschen Städtetages und des Deutschen Landkreistages 
gewandt und diese gebeten, ihren Einfluß dahin geltend zu 
machen, daß die bisher mit Aufgaben der Studienförderung 
befaßten Bediensteten der örtlichen Studentenwerke zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes von den Gemeindebehörden, in deren Bezirk das Stu- 
dentenwerk liegt, in der Vergütungsgruppe übernommen wer- 
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den, die sie in dem genannten Zeitpunkt für diese Tätigkeit 
haben. In den Schreiben hat die Bundesregierung auch auf die 
bereits jetzt bestehende Unruhe unter den Bediensteten der ört- 
lichen Studentenwerke aufmerksam gemacht und darauf hin- 
gewiesen, daß eine baldige Zusicherung der Übernahme not- 
wendig sei, um die Durchführung der Studienförderung bis zum 
Inkrafttreten des Bundesausbildungsförderungsgesetzes nicht 
ernsthaft zu gefährden. 

In Vertretung 
Dr. von Dohnanyi 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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